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 Vollzug der Naturschutzgesetze; 
Geplante Unterschutzstellung der Kastanien auf dem Areal des ehemaligen  
Peschl-Biergartens; 
Bekanntmachung der Auslegung 

 
 
Der Ausschuss für Umwelt und Energie hat die Verwaltung in seiner Sitzung am 26.10.2016 
beauftragt, die Naturdenkmalwürdigkeit zu prüfen und bei Vorliegen der Denkmalschutz-
würdigkeit das Verfahren für die Unterschutzstellung der historischen Biergartenkastanien auf 
dem Areal des ehemaligen Peschl-Biergartens, Fl.Nr. 1/0, Gemarkung Haidenhof, Auersperg-
straße 1, einzuleiten. 
 
Die untere Naturschutzbehörde der Stadt Passau hat die grundsätzliche Denkmalschutz-
würdigkeit der Baumgruppe als Naturdenkmal gemäß § 28 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) festgestellt.  
 
Die Unterlagen zum genauen Standort der Kastanien und die Regelungen zur Unterschutz- 
stellung werden ab dem 05.01.2017 für die Dauer eines Monats bis einschließlich 
06.02.2017 in der Dienststelle Umweltschutz der Stadt Passau, Rathausplatz 2, Altes Rat-
haus, 6. Stock, Zimmer 607, während der üblichen Dienstzeiten öffentlich ausgelegt. 
Während der Auslegungsfrist können Bedenken und Anregungen vorgebracht werden (Art. 
52 Abs. 2 Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG-). 
 
Passau, den 12.12.2016 
 
STADT PASSAU 
 
 
 
 
Jürgen Dupper 
Oberbürgermeister 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Bebauungsplan „GE / GI Sperrwies, 4. Bauabschnitt“, Gmkg. Heining, 2. Änderung; Be-
kanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Stadtrat hat den o.a. Bebauungsplan am 19.12.2016 als Satzung beschlossen.  
Mit dieser Änderung wird insbesondere die Teiltrasse des Marbachweges im Bereich zwischen dem Anwe-
sen „Marbachweg 4“ und der südöstlich davon gelegenen Waldfläche aufgelöst. Als neue Verbindung zur 
Waldfläche bzw. zum städtischen Regenrückhaltebecken wird südlich des geplanten Industriegebietes eine 
Trasse vom Steppachweg zu den Forstflächen festgesetzt.   
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
Der Bebauungsplan mit Begründung wird vom heutigen Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3,  2. Eta-
ge, Zimmer 206, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen.  
 
Hierzu werden die §§ 214 und 215 BauGB im Wortlaut bekannt gegeben: 
 
§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungsplanes und 
der Satzungen; ergänzendes Verfahren  
 
(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit 
des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 
1. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hät-

ten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind 
und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;  

 
2. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 § 4 Abs. 2, §§ 4 a 

Abs. 3 und 5 Satz2, 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr.1), § 22 Abs. 
9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 
bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belang jedoch unerheblich waren oder in der Entschei-
dung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informa-
tionen verfügbar sind, gefehlt haben oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Ver-
bindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 
Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die Vo-
raussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind;  

 
3. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie ihrer Ent-

würfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 ver-
letzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften 
in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punk-
ten unvollständig ist; 
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4. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächenutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine Geneh-
migung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung ver-
folgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.  

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die 
Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 
1. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an 

die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans 
nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
2. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan ver-

letzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
3. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich 

wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
4. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche 

Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
 
(2a) Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt worden sind, gilt ergän-
zend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
 
1. – aufgehoben –  
2. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans 

unbeachtlich.  
3. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls 

nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entspre-
chend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist, dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit beachtlicher Mangel.  

4. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, 
wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorha-
ben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; an-
dernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.  

 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flächennut-
zungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwä-
gungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind.  
 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von 
Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden.   
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§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
 
(1) Unbeachtlich werden 
 
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 
 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 
3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.  
 
(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Gel-
tendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie die Rechtsfolgen hinzuweisen. 
 
Passau, den 28. Dezember 2016            
STADT PASSAU 
 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
 

 
 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 

Bebauungsplan „An der Carossastraße“, Gemarkung Heining, 1. Änderung;  
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 

 
Der Stadtrat hat den o.a. Bebauungsplan am 19.12.2016 als Satzung beschlossen.  
Mit dieser Bebauungsplanänderung werden im Rahmen einer Nachverdichtung auf einem Teilbereich der 
Fl.Nr. 628/2 im unmittelbaren nordöstlichen Anschluss an die bestehende Hofstelle (Carossastraße 7 bzw. 
7a) zwei neue Baugrenzen für Einfamilien- bzw. Doppelhäuser festgesetzt. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
Der Bebauungsplan mit Begründung wird vom heutigen Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3,  2. Eta-
ge, Zimmer 206, während der Dienststunden zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. 
 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften und von Mängeln in der Abwägung sowie die Rechtsfolgen hingewiesen.  
 
Hierzu werden die §§ 214 und 215 BauGB im Wortlaut bekannt gegeben: 
 
§ 214 Beachtlichkeit der Verletzung von Vorschriften über die Aufstellung des Flächennutzungsplanes und 
der Satzungen; ergänzendes Verfahren  
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(1) Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzbuchs ist für die Rechtswirksamkeit 
des Flächennutzungsplans und der Satzungen nach diesem Gesetzbuch nur beachtlich, wenn 
 
5. entgegen § 2 Abs. 3 die von der Planung berührten Belange, die der Gemeinde bekannt waren oder hät-

ten bekannt sein müssen, in wesentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind 
und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens von Einfluss gewesen ist;  

 
6. die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 2 § 4 Abs. 2, §§ 4 a 

Abs. 3 und 5 Satz2, 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und 3 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr.1), § 22 Abs. 
9 Satz 2, § 34 Abs. 6 Satz 1 sowie § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn 
bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind, die entsprechenden Belang jedoch unerheblich waren oder in der Entschei-
dung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informa-
tionen verfügbar sind, gefehlt haben oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Ver-
bindung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei Anwendung des § 13 Abs. 3 
Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei 
Anwendung des § 4 a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 2 Nr. 1) die Vo-
raussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind;  

 
7. die Vorschriften über die Begründung des Flächennutzungsplanes und der Satzungen sowie ihrer Ent-

würfe nach §§ 2 a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, § 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 ver-
letzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, wenn die Begründung des Flächennutzungsplans oder der Sat-
zung oder ihr Entwurf unvollständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschriften 
in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung hierzu nur in unwesentlichen Punk-
ten unvollständig ist; 

 
8. ein Beschluss der Gemeinde über den Flächenutzungsplan oder die Satzung nicht gefasst, eine Geneh-

migung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung ver-
folgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist.  

 
Soweit in den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 die Begründung in wesentlichen Punkten unvollständig ist, hat die 
Gemeinde auf Verlangen Auskunft zu erteilen, wenn ein berechtigtes Interesse dargelegt wird. 
 
(2) Für die Rechtswirksamkeit der Bauleitpläne ist auch unbeachtlich, wenn 
 
5. die Anforderungen an die Aufstellung eines selbständigen Bebauungsplans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an 

die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringenden Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans 
nicht richtig beurteilt worden sind; 

 
6. § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus dem Flächennutzungsplan ver-

letzt worden ist, ohne dass hierbei die sich aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städte-
bauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist; 

 
7. der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, dessen Unwirksamkeit sich 

wegen Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung 
des Bebauungsplanes herausstellt; 

 
8. im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die geordnete städtebauliche 

Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 
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(2a) Für Bebauungspläne, die im beschleunigten Verfahren nach § 13a aufgestellt worden sind, gilt ergän-
zend zu den Absätzen 1 und 2 Folgendes: 
 
5. – aufgehoben –  
6. Das Unterbleiben der Hinweise nach § 13a Abs. 3 ist für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans 

unbeachtlich.  
7. Beruht die Feststellung, dass eine Umweltprüfung unterbleiben soll, auf einer Vorprüfung des Einzelfalls 

nach § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, gilt die Vorprüfung als ordnungsgemäß durchgeführt, wenn sie entspre-
chend den Vorgaben von § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 durchgeführt worden ist und ihr Ergebnis nachvoll-
ziehbar ist, dabei ist unbeachtlich, wenn einzelne Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange 
nicht beteiligt worden sind; andernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit beachtlicher Mangel.  

8. Die Beurteilung, dass der Ausschlussgrund nach § 13a Abs. 1 Satz 4 nicht vorliegt, gilt als zutreffend, 
wenn das Ergebnis nachvollziehbar ist und durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorha-
ben nach Spalte 1 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung begründet wird; an-
dernfalls besteht ein für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans beachtlicher Mangel.  

 
(3) Für die Abwägung ist die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung über den Flächennut-
zungsplan oder die Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Regelung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
sind, können nicht als Mängel der Abwägung geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwä-
gungsvorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewesen 
sind.  
 
(4) Der Flächennutzungsplan oder die Satzung können durch ein ergänzendes Verfahren zur Behebung von 
Fehlern auch rückwirkend in Kraft gesetzt werden.   
 
§ 215 Frist für die Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften 
 
(1) Unbeachtlich werden 
 
4. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften, 
 
5. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-

nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 
 
6. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.  
 
(2) Bei Inkraftsetzung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung ist auf die Voraussetzungen für die Gel-
tendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie die Rechtsfolgen hinzuweisen. 
 
Passau, den 28. Dezember 2016            
STADT PASSAU 
Jürgen Dupper  
Oberbürgermeister 
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 Satzung zur Änderung der Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und  
andere Leistungen der freiwilligen Feuerwehren der Stadt Passau vom 02.06.2014 

 

 

Die Stadt Passau erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4 Bayerisches Feuerwehrgesetz (BayFwG) fol-
gende Satzung: 

 

§ 1 
 

Änderung der Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistun-
gen der freiwilligen Feuerwehren der Stadt Passau 

 
 

Die Satzung vom 02.06.2014 wird unter § 1 Abs. 2 wie folgt ergänzt: 
 

 
„3. Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt“ 

 
 
 
 

§ 2 
 

Inkrafttreten 
 

Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2017 in Kraft. 
 
 
 
 
Passau, den 19.12.2016 
STADT PASSAU 
 
 
 
Jürgen Dupper 
Oberbürgermeister 
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Stadt Passau Passau, den 23. Dezember 2016 
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Kraftloserklärung 

 
 
Die verloren gegangene Sparurkunde der Sparkasse Passau, Kundenzentrum 
Ludwigstraße, lautend auf 
 

Frau 
Adelgunde Eder 
Residenzplatz 9 
94032 Passau 
 
Sparkonto Nr. 110616463 
jetzt Sparkonto Nr. 4310616463 
 
 

 
wird  hiermit für kraftlos erklärt.  
 
Passau, 13.12.2016 
 
 
 
Der Vorstand der Sparkasse Passau 
 
 
 
 
Herr Dr. Hartmann Beck  
( stv. Vorstandsvorsitzender )  
 

 
ausgehängt am: 

 
Unterschrift: 
 

abgenommen am: Unterschrift: 
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Ordnungsamt 

 

 

 

Aufgrund von Art.  23 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und das Ver-

ordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

(Landesstraf- und Verordnungsgesetz - LStVG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung 

(BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch § 5 des Gesetzes 

vom 22. Mai 2015 (GVBl. S. 154) geändert worden ist, 

 

erlässt die Stadt Passau folgende  

 
 

A L L G E M E I N V E R F Ü G U N G 
 
 

I. Am 31.12.2016 ab 23.00 Uhr bis 01.01.2017 um 01.00 Uhr wird das Betreten der Mari-

enbrücke (Fl.Nr. 505/3, Gmkg. Passau) sowie der Bereich der Brückenköpfe Süd 

(Fl.Nr. 876/6, Gmkg. Passau) und Nord (Fl.Nr. 534/4, Gmkg. Passau) verboten, ein-

schließlich des Befahrens mit Fahrrädern. 

 In begründeten Fällen können die vor Ort anwesenden Polizeikräfte Ausnahmen für 

das zügige Überqueren der Brücke zu Fuß oder per Fahrrad zulassen.  

 Zulässig bleibt das zügige Überqueren der Brücke mit Kraftfahrzeugen. 

II. Die sofortige Vollziehung der Nr. I des Bescheides wird angeordnet. 

III. Diese Allgemeinverfügung gilt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Stadt Passau als bekanntgegeben. 

 

Hinweise: 

 

Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 BayVwVfG ist nur der verfügende Teil der Allgemeinverfügung 

öffentlich bekannt zu machen. Die Allgemeinverfügung liegt mit Begründung und Rechts-

behelfsbelehrung im Ordnungsamt der Stadt Passau, Dienstgebäude Passavia, Vornholz-

straße 40, 94036 Passau aus. Sie kann während der allgemeinen Dienstzeiten eingesehen 

werden. 

 
 
 
Grochtmann 
Oberrechtsrat 

 


